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Vorwort 
 
 
 
 
 
Es gibt verschiedene Arten Muslim zu sein. Aufgabe der Politik ist es, die in 
Deutschland hierfür notwendigen Bedingungen zu schaffen. Dabei können die 
zahlreichen politischen und zivilgesellschaftlichen Debatten durchaus hilfreich 
sein. Ob allerdings die notwendigen politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Integrationsanstrengungen durch schematische Verkürzung des Problems – wie 
etwa in der europäischen Debatte zu Themen wie Minarett- oder Burkaverbot – 
erleichtert werden, muss erheblich bezweifelt werden. In Deutschland ist dage-
gen vor allem durch die Deutsche Islam Konferenz und etwa auch durch die 
Empfehlung des Wissenschaftsrats zur Ausbildung von Islamlehrern deutlich 
Bewegung in das Verhältnis von Politik und Islam gekommen. Gegenstand die-
ses Buches ist es, diesen politischen Prozess – zwischen symbolischer Inszenie-
rung und materieller Erneuerung – transparent zu machen und Daten, Fakten und 
die unterschiedlichen Meinungen und Perspektiven der Beteiligten zur Verfü-
gung zu stellen. 

Das vorliegende Buch ist Resultat einer im Februar 2010 in Münster veran-
stalteten Expertentagung, welche sich maßgeblichen Neuerungen in diesem Feld 
gewidmet hat. Diese Tagung steht im Kontext des Projektes „Der Koordinations-
rat der Muslime – Integration durch politische Steuerung?“, welches unter der 
Leitung der beiden Herausgeber seit 2009 im Rahmen des Exzellenzclusters 
„Religion und Politik in den Kulturen der Vormoderne und Moderne“ der West-
fälischen Wilhelms-Universität bearbeitet wird. Neben dem Dank an den Exzel-
lenzcluster für die gewährten Mittel zur Durchführung der Tagung möchten sich 
die Herausgeber herzlich bei allen Autorinnen und Autoren für die gute Zusam-
menarbeit, ihre Beiträge sowie die äußerst hilfreichen und konstruktiven Diskus-
sionen vor, während und nach der o.g. Tagung bedanken. Darüber hinaus möch-
ten wir uns bei weiteren Kolleginnen und Kollegen bedanken, ohne deren Hilfe 
das Buch in dieser Form nicht hätte erscheinen können. Dazu zählen neben Wael 
El-Gayar, Kate Backhaus und Janna Bockhorst insbesondere Jochen Dehling und 
Martina Grabau. 
 
Münster, Dezember 2010 

Klaus Schubert und Hendrik Meyer 
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Aktuelle Fragen und Stand der Forschung 
Politik und Islam in Deutschland: Aktuelle Fragen und Stand der Forschung 
Klaus Schubert/Hendrik Meyer 
 
 
 
 
 
1 Fragen 
 
Der Islam ist derzeit auf der politischen Agenda Deutschlands so präsent wie 
selten zuvor. Grund dafür sind intensive Integrationsbemühungen seitens wichti-
ger gesellschaftlicher Akteure sowie die positive Einstellung maßgeblicher poli-
tischer Akteure zum Islam. Die von Seiten des Bundesinnenministeriums unter-
nommenen neuen integrationspolitischen Maßnahmen und Schritte werfen aber 
angesichts der Interessenvielfalt innerhalb des Islam auch Fragen auf, bspw. wel-
che Reichweite politische Steuerungsversuche haben, von welchen Faktoren ein 
Gelingen abhängt und generell, ob und in welchem Maße Integration auf diesem 
Wege überhaupt vorangebracht werden kann. Sind die aktuell beobachtbaren 
symbolischen Inszenierungen ein adäquates Element der Integrationsbemühun-
gen oder sind sie eher Ausdruck der eingeschränkten Möglichkeiten, Integration 
politisch zu steuern? Wie müsste Politik handeln, damit politische Steuerung in 
diesem Politikfeld erfolgreich ist und worin bestünde dann der Erfolg von Inte-
gration? Bezogen auf die muslimischen Verbände stellt sich zentral die Frage, 
inwieweit sie in der Lage sind, die vielfältigen Interessen zu bündeln, zu artiku-
lieren und umzusetzen: Können sichtbare materielle Erfolge erzielt werden oder 
lässt sich absehen, dass muslimische Einflussnahmen ergebnisarm bleiben? Die-
se aus politikwissenschaftlicher Sicht relevanten Fragen stehen im Kontext einer 
breiten wissenschaftlichen und öffentlichen Debatte, in der es allgemein um die 
Bestimmung politischer Interessen einerseits und islamischer Interessen anderer-
seits geht: Wo stehen die Interessen von Politik und Islam im Widerspruch zu-
einander und in welchen Punkten konvergieren sie? Welches sind die maßgebli-
chen Konfliktthemen und worin bestehen diese Konflikte? Anhand dieser Leit-
fragen werden in diesem Buch konkrete und aktuelle Probleme des Verhältnisses 
von Politik und Islam erörtert. Die hier vorgelegte Spannbreite – zwischen sym-
bolischer Inszenierung und materieller Neuerung – soll dabei einen Orientie-
rungsrahmen bieten, innerhalb dessen sich die zahlreichen aktuellen Verände-
rungen verorten lassen. Gleichzeitig muss aber auch hinterfragt werden, ob sym-

H. Meyer, K. Schubert (Hrsg.), Politik und Islam, DOI 10.1007/978-3-531-93022-0_1,
© VS Verlag für Sozialwissenschaften | Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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bolische Politik tatsächlich nur als Kompensationsleistung zu verstehen ist und 
insofern als Gegensatz zu konkreten materiellen Neuerungen betrachtet werden 
muss. Zumindest hypothetisch ist es doch viel wahrscheinlicher, dass sich im 
Wechselspiel zwischen symbolischen Akten und konkreten materiellen Verände-
rungen tatsächlich positive Entwicklungen bewirken lassen. 

Im Folgenden soll in einem ersten Schritt auf die Neuerung im Verhältnis 
von Politik und Islam und damit auch auf die Relevanz dieses Buches verwiesen 
werden. Anschließend soll anhand einschlägiger Publikationen ein Blick auf die 
gegenwärtig maßgeblichen Debatten geworfen werden. Zum Abschluss dieses 
Beitrages werden Struktur und Beiträge des Buches kurz vorgestellt. 
 

 
2 Neuerungen im Verhältnis von Politik und Islam 
 
Wurde die Tatsache, dass mit den sogenannten Gastarbeitern auch Muslime 
dauerhaft in Deutschland leben, von der Politik lange Zeit nicht zur Kenntnis 
genommen, hat sich dieser Standpunkt in den letzten Jahren deutlich verändert. 
Im Zuge der Diskussion um die Frage, ob Deutschland ein Einwanderungsland 
ist, setzte sich immer stärker die Einsicht durch, dass die Mehrzahl der Arbeits-
migranten dauerhaft in Deutschland bleibt. Mit dieser Einsicht veränderte sich 
auch die Wahrnehmung der Migranten. Wurden diese meist hinsichtlich ihrer 
nationalen Herkunft kategorisiert, wird nun auch verstärkt ihre religiöse Orien-
tierung in den Blick genommen. Dass die Religion in Integrationsfragen eine 
entscheidende Rolle spielt, belegen die zahlreichen aktuellen Diskussionen über 
den Bau von Moscheen, die Einführung islamischen Religionsunterrichts, das 
Tragen von Kopftuch sowie weitere Praktiken, die mit dem islamischen Glauben 
in Zusammenhang gebracht werden. 

Aus Sicht der Politik erzeugen diese Debatten einen dringenden Hand-
lungsbedarf, der zuletzt zu einer Neupositionierung gegenüber dem Islam geführt 
hat. Sichtbarer Ausdruck dieser neuen Positionierung und des von der deutschen 
Politik wahrgenommenen Handlungsbedarfs war die Eröffnung der „Deutschen 
Islam Konferenz“ (DIK) durch den damaligen Bundesinnenminister Schäuble im 
September 2006. Mit Hilfe dieser – im Gegensatz zu dem, was der Begriff zu 
suggerieren scheint – dauerhaft eingerichteten Konferenz sollte, so der politische 
Anspruch, ein langfristig angelegter Verhandlungs- und Kommunikationsprozess 
zwischen Vertretern des deutschen Staates und Vertretern der in Deutschland 
lebenden Muslime initiiert werden. Damit stellt diese Konferenz einerseits den 
ersten institutionalisierten Dialog zwischen Vertretern des deutschen Staates und 
Vertretern der Muslime in Deutschland dar und verweist andererseits auf das 
Problem der organisatorischen Segmentierung islamischer Interessengruppen. 
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Denn gerade die Vielfalt von islamischen Organisationen, ihre lediglich frag-
mentarische Vernetzung untereinander sowie der insgesamt als schleppend wahr-
genommene Prozess der Selbstorganisation der Muslime werden hinsichtlich der 
Integrationsbemühungen staatlicher Akteure häufig als nicht ausreichend be-
zeichnet. Vor diesem Hintergrund ist auch die Gründung des Spitzenverbandes 
„Koordinationsrat der Muslime in Deutschland“ (KRM) durch die vier großen 
Dachverbände „Zentralrat der Muslime in Deutschland“ (ZMD), der „Türkisch-
Islamischen Union der Anstalt für Religion“ (DITIB), dem „Islamrat für die 
Bundesrepublik Deutschland“ (IRD) und dem „Verband der Islamischen Kultur-
zentren“ (VIZK) zu sehen. Der KRM wurde laut Geschäftsordnung in der Ab-
sicht gegründet, langfristig eine einheitliche Vertretungsstruktur der Muslime in 
Deutschland zu fördern. Neben seiner Funktion als Ansprechpartner für Politik 
und Gesellschaft wirkt der KRM auf die Schaffung rechtlicher und organisatori-
scher Voraussetzungen für die Anerkennung des Islam in Deutschland im Rah-
men von Staatsverträgen hin. (KRM-Geschäftsordnung vom 28. März 2007) Für 
das politisch-administrative System soll der KRM als eine Art integrationspoliti-
scher ‚Brückenkopf‘ in einen zuvor wenig beachteten Teil der Gesellschaft in 
Deutschland fungieren. Sowohl die DIK als auch der KRM stehen also für ein in 
dieser Form neuartiges Phänomen des Verhältnisses zwischen Politik und Islam. 
Mit der Einrichtung der DIK und dem KRM fand zunächst eine symbolische 
Einbeziehung des Islam in die bundesdeutsche Verbändelandschaft statt. Offen 
bleibt allerdings, ob es über die DIK und den KRM zu einer Institutionalisierung 
des Islam kommt, die ihn etwa im Rechtsstatus mit den christlichen Religions-
gemeinschaften gleichstellt. 

Auch die zweite Phase der DIK, die im Mai 2010 durch Bundesinnenminis-
ter de Maizière eröffnet wurde, scheint dem Ziel der Gleichstellung nicht we-
sentlich näher zu kommen. Die faktische Ausladung des Islamrates sowie der 
Verzicht des ZMD, an der Konferenz weiterhin teilzunehmen, kann als Rück-
schlag für die Integrationsbemühungen bezeichnet werden. Zwar ist die Fortset-
zung dieser Art der symbolischen Politik auch weiterhin ein wichtiger Motor für 
die Lösung konkreter Probleme. Gleichzeitig offenbart die DIK aber weitrei-
chende Konfliktlinien sowohl zwischen den islamischen Verbänden und der 
Politik, als auch innerhalb der islamischen Verbandslandschaft. Im Unterschied 
nämlich zum ZMD sehen der VIKZ und die DITIB in der Islamkonferenz nach 
wie vor ein funktionales Mittel für die Verfolgung ihrer spezifischen Interessen. 

Trotz dieser Konflikte, die im Rahmen der DIK gegenwärtig sichtbar wer-
den, bleibt festzuhalten, dass in den letzten Jahren Bewegung in das Verhältnis 
zwischen Politik und Islam gekommen ist. Denn neben der symbolischen Auf-
wertung der islamischen Verbände auf Bundesebene fanden auch auf Landes- 
und kommunaler Ebene zahlreiche Neuerungen statt, die so noch vor einiger Zeit 
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nicht denkbar waren. Ein prominentes Beispiel ist die Ernennung von Aygül 
Özkan zur niedersächsischen Sozialministerin durch den damaligen Ministerprä-
sidenten Wulff. Damit wurde das erste Mal eine Muslimin in ein Ministeramt 
gewählt. Das Beispiel ihrer Ernennung macht deutlich, dass sich symbolische 
Inszenierung und materielle Neuerungen nicht notwendig antagonistisch gegen-
überstehen, sondern mitunter auch zusammenfallen und sich ergänzen können. 
Denn diese Personalie ist beides. Sie ist politisch-faktisch eine Innovation hin-
sichtlich der Besetzung politischer Spitzenämter. Gleichzeitig ist sie aber auch 
ein Signal an die muslimische Bevölkerung in Deutschland, sich aktiv am Ge-
meinwesen und in der Politik zu engagieren.  
 

 
3 Stand der Forschung 
 
Konkreter Anlass für dieses Buch waren die Befunde einer umfassenden Litera-
turstudie. Diese Studie wurde im Kontext eines im Exzellenzcluster „Religion und 
Politik“ angesiedelten Forschungsprojektes zum Koordinationsrat der Muslime in 
Deutschland durchgeführt. Dabei wurden insbesondere die relevanten Themenbe-
reiche Integration, Muslime/Islam, muslimische Organisationen und politische 
Steuerung untersucht. Zunächst zeigte sich, dass die Beschäftigung mit Religio-
nen sowie ihr Verhältnis zur Politik gegenwärtig fester Bestandteil sozialwissen-
schaftlicher Untersuchungen sind. Dies belegen die zahlreichen Publikationen zu 
diesem Themenbereich eindrucksvoll. (Vgl. u.a. Minkenberg/Willems 2002; Wal-
ther 2004; Schweitzer 2006; Gabriel/Höhn 2008; Pollack 2009) Die wachsende 
Bedeutung der Fragestellungen zum Zusammenhang von Religion und Politik ist 
dabei insbesondere auf die intensivierte Beschäftigung mit dem Islam zurückzu-
führen. Die Muslime wurden demnach nicht nur durch die deutsche Mehrheitsbe-
völkerung ‚entdeckt‘. (Jonker 2005) Auch innerhalb der Sozialwissenschaften ist 
die Auseinandersetzung mit dem Islam von zunehmender Relevanz. Dies ist auch 
an der stetig wachsenden Zahl aktueller Publikationen zu diesem Thema abzule-
sen. Insgesamt scheint hinsichtlich der Untersuchungen des Islam nach wie vor 
eine Art ‚Goldgräberstimmung‘ (Tezcan 2003: 237) zu herrschen. 

Darüber hinaus zeigte die systematische Literaturrecherche zwar, dass sich 
die einschlägigen Publikationen sehr gut anhand der oben genannten Themen 
clustern lassen und diese Themen jeweils für sich bereits gut bearbeitet sind. 
Gleichzeitig sind aber auch deutliche Forschungslücken zu identifizieren: Je 
näher man der Frage rückt, ob und ggf. wie unter der gegebenen Interessenviel-
falt politisch steuernd eingegriffen werden kann, desto deutlicher reduziert sich 
die Anzahl weiterführender Veröffentlichungen. Hierbei wurden bislang insbe-
sondere die neueren Veränderungen im Verhältnis zwischen Politik und Islam 
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vernachlässigt. Denn gerade die DIK und der KRM als neue Kooperationsfor-
men zwischen Politik und Islam werfen Fragen auf, die bislang weder aus Sicht 
der Politik, noch aus Sicht der islamischen Verbände eingehend oder gar anhand 
von Beispielen untersucht worden sind. Welche Impulse etwa geben diese neuen 
Institutionen den bisherigen Konflikten und wie lassen sich hier integrationspoli-
tische Erfolge messen? Vor diesem Hintergrund sowie der teils politisch aufge-
ladenen Debatten in Öffentlichkeit und Politik ist es zwingend notwendig, das 
komplizierte Verhältnis zwischen Politik und Islam in Deutschland neu zu be-
leuchten. Neben der grundlegenden Beschreibung der Interessen der Akteure in 
diesem Kooperations- und Kommunikationsprozess, muss vor allem anhand 
konkreter Themen die Frage beantwortet werden, in welchem Maße Inszenie-
rungen angemessen und in welchem Maße tatsächliche, materielle Neuerungen 
notwendig erscheinen. Der Fokus unseres Forschungsinteresses richtet sich dabei 
weniger auf normativ Wünschbares, sondern vor allem auf eine sachliche Be-
schreibung des bislang häufig diffus bleibenden Verhältnisses von Politik und 
Islam. Es ist explizites Ziel dieses Buches auf die hier diagnostizierten Defizite 
zu reagieren. Um diese Beiträge allerdings in den Kontext der wissenschaftlichen 
Debatten einordnen zu können, sollen die wesentlichen Befunde der Literatur-
analyse kurz skizziert und die Defizite der Debatte daraus abgeleitet werden. 
 
 
„Islamisierung“ der Integrationsdebatten 
 
Auch wenn die Anzahl der Publikationen über den Islam in Westeuropa seit den 
1980er Jahren beträchtlich gestiegen ist, war der Islam bis zu Beginn des neuen 
Jahrtausends in Europa noch kaum Gegenstand grundlegender theoretischer 
Reflexionen. In den letzten zehn Jahren hat aber nicht nur die Anzahl der Studien 
noch einmal deutlich zugenommen, (Maussen 2006: 4) sondern auch die theore-
tische Auseinandersetzung zum Nexus Islam und Europa. (Pauly 2004; Alter-
matt/Delgado/Vergauwen 2006; Tiesler 2006; Döring/Kroker 2006; Cesari 2007; 
Schweizer 2008) Bei der Sichtung aktueller und einschlägiger Publikationen zum 
Thema Islam fallen jedoch nicht nur die zunehmenden theoretischen Arbeiten 
auf. Der derzeit wohl prominenteste Diskussionsstrang ist ein ganz praktischer: 
Islamdebatten überschneiden sich zunehmend mit Integrationsdebatten und um-
gekehrt werden Integrationsfragestellungen in einem wachsenden Umfang vor 
dem Hintergrund des religiösen Bekenntnisses verhandelt. (Halm 2008: 27) Das 
Schlagwort der „Islamisierung“ der Integrationsdebatte bedeutet in diesem Zu-
sammenhang zwar nicht, dass sich die von der Politik ausgemachten Integrati-
onsprobleme notwendig auf die Religion zurückführen lassen. Dennoch spielt 
die religiöse Orientierung in diesem Kontext eine bedeutende Rolle. Eine der 
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ersten empirischen Untersuchungen zum Islam in Deutschland machte bereits 
Anfang der 1980er Jahre deutlich, worum es in der Diskussion im Kern bis heute 
geht: „Islam und Integration“. (Thomä-Venske 1981) In den letzten Jahrzehnten 
hat sich allerdings die Perspektive der Debatte deutlich verschoben. War Thomä-
Venskes Buch noch hauptsächlich von der Konfliktlinie rechts-links bestimmt, in 
dem die Religion eine eher untergeordnete Rolle spielte, löste sich ab den 1990er 
Jahren die Debatte von dem rechts-links-Schema und betonte immer mehr die 
Rolle der Religion. 

Die Frage nach der politischen Steuerbarkeit von Integrationsprozessen war 
bislang nur Gegenstand vereinzelter Publikationen. Während sich Baringhorst/ 
Hunger/Schönwälder (2006) in ihrem Sammelband mit den Intentionen und 
Wirkungen der politischen Steuerung von Integrationsprozessen befassen, be-
schreibt Westermann das staatliche Regieren im Bereich der irregulären Migrati-
on und fragt nach einer möglichen Überforderung des Nationalstaates. (Wester-
mann 2009) Im Unterschied zu Fragen der Institutionalisierung und Inkorporie-
rung von Muslimen in Europa und des staatlichen Verhältnisses zu muslimischen 
Organisationen, (Koenig 2007b; Koenig 2007a; Koenig 2007c; Koenig 2005; 
Koenig 2004; Soper/Fetzer 2007; Warner/Wenner 2006) existieren in Deutsch-
land bislang kaum Studien, die sich explizit mit der politischen Steuerung von 
muslimischen Organisationen befassen. Für die gegenwärtige Verknüpfung der 
Themen Islam und Integration scheint stattdessen insbesondere die Verbindung 
der Themen Islam, Integration und Sicherheit maßgeblich. 
 
 
Islamischer Fundamentalismus als zentraler Bezugspunkt 
 
Wenngleich sich die oben erwähnte Goldgräberstimmung auf sehr unterschiedli-
che Aspekte des Islam bezieht, kommen jüngere Publikationen nur selten ohne 
den Bezug auf die Terroranschläge vom 11. September 2001 aus.1 Auch unter 
migrations- und integrationspolitischen Gesichtspunkten stellt dieses Datum eine 
deutliche Zäsur dar. In Folge dieser Ereignisse werden die Debatten über Musli-
me und den Islam häufig im Kontext des sog. Islamismus bzw. des islamischen 
Fundamentalismus diskutiert. (Kandel 2006; Friedrich-Ebert-Stiftung 2007; 
Schiffauer/Bojadzijev 2009) Zwar ist die Befassung mit dem islamischen Fun-
damentalismus keineswegs auf die Zeit nach den Terroranschlägen auf das 
World Trade Center in New York beschränkt. (Nirumand 1990; Heitmeyer/Mül-
ler/Schröder 1997; Schiffauer 1998) Dennoch haben die von Islamisten verübten 
Anschläge des 11. Septembers die Debatte merklich intensiviert. Durch den 
                                                           
1  Zum generellen Verhältnis von Religion und Gewalt vgl. u.a. Schweitzer 2006; Hempelmann/ 

Kandel 2006. 
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Terrorismus gerieten nicht nur muslimische Migranten unter Generalverdacht 
von Sicherheitsbehörden. (Angenendt/Cooper 2006; Meyer 2006) Auch das Bild 
des Islam in den westlichen Gesellschaften wurde nachhaltig verändert. (Jonker 
2005; Ate  2006; Geaves u.a. 2004) Auf einer höheren Abstraktionsebene wurde 
dieses Verhältnis häufig als eine Auseinandersetzung zwischen Islam und Mo-
derne beschrieben, die sich wie ein roter Faden durch die Debatten zieht. „Die 
Positionierung des Islam gegenüber und in der Moderne hat sich […] angesichts 
der Fundamentalismusproblematik in eine Perspektive verschoben, in der nicht 
mehr die Frage im Zentrum steht, ob der Islam modern oder nicht modern ist, 
sondern auf welche Art und Weise der Islam mit der modernen Kultur und Ge-
sellschaft verbunden ist.“ (Tezcan 2003: 238) Die politische und akademische 
Debatte über den Islam in Europa lässt sich daher unter die Frage subsumieren, 
ob Muslime integrierbar sind bzw. inwieweit der Islam mit „unserer modernen 
Lebensweise“ zu vereinbaren ist. (Tezcan 2003: 240) Auch hier zeigt sich, dass 
die Frage, ob Muslime integrierbar sind, von der Frage zu unterscheiden ist, wie 
und welche Integrationsbemühungen unternommen werden. 
 
 
Islam als ‚Herausforderung‘ 
 
Die grundsätzliche Frage zum Verhältnis von Islam und Moderne weist zahlrei-
che Facetten auf und geht dabei weit über den Sicherheitsaspekt hinaus. Einen 
sehr prominenten Bereich bilden hier die Untersuchungen zum Verhältnis zwi-
schen Religionsfreiheit und der Neutralität des säkularen Staates. (Schweizer 
2008; Soper/Fetzer 2007; Shadid/Koningsveld 1995; Shadid/van Koningsveld 
2002; Cesari/McLoughlin 2005; Fetzer/Soper 2005; Sahlfeld 2006; Delgado 
2006; Gartner 2006) Dabei geht es also nicht nur um das Verhältnis zwischen 
Islam und Christentum, (Casanova 2006; Höhn 2008) sondern vor allem um die 
Vereinbarkeit des Islam mit demokratischen Grundprinzipien. (Nagel 2001; 
Cesari 2004; Banchoff 2007; Koenig 2007d) Zwar sind diese Beiträge in ihrer 
inhaltlichen Ausrichtung sehr unterschiedlich. Eine gemeinsame Tendenz zeich-
net sich dennoch deutlich ab. In der überwiegenden Mehrzahl der Publikationen 
wird der Islam implizit oder explizit als Herausforderung (für viele: Klausen 
2005; Tibi 2008) für Europa diskutiert. Jüngere Publikationen über den Islam 
und westliche Demokratien kommen nicht ohne den Verweis auf das mindestens 
latent vorhandene konflikthafte Verhältnis aus, welches auf die kulturellen Diffe-
renzen zwischen Muslimen und Aufnahmegesellschaft zurückgeführt wird. 
(Halm 2008; Karrer 2002; Zehetmair 2005; Leiken 2006; Wohlrab-Sahr/Teczan 
2007; Boro 2008) Die Herausforderungen, die nach Ansicht zahlreicher Autoren 
die Integration von Muslimen an die Aufnahmegesellschaft stellt, werden anhand 
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unterschiedlicher Themen expliziert. Dabei werden diese islamischen Themen in 
der deutschen Öffentlichkeit, aber auch in der Literatur häufig als „Kette von 
Problemfällen“ (Naumann 2009: 19) wahrgenommen. Diese Behauptung wird 
auch durch aktuelle repräsentative Umfragen in Deutschland gestützt, die nicht 
nur große Vorbehalte der Bevölkerung gegenüber dem Islam belegen. Sie zeigen 
auch, dass diese Vorbehalte in den letzten Jahren sogar noch zugenommen ha-
ben.2 (Bielefeldt 2008: 4) Diese in Öffentlichkeit und Medien gepflegten Ressen-
timents gegenüber dem Islam spiegeln sich auch in der Politik wider. Getrennt 
von der Frage, ob die vorhandenen Ressentiments von der Politik initiiert oder 
aus wahlkampftaktischen Gründen ‚bloß‘ aufgegriffen werden – die Thematisie-
rung des Islam als ‚Problem für Deutschland‘ zieht sich durch sämtliche gesell-
schaftliche Schichten und macht eben auch vor politischen Akteuren nicht halt. 
Die aktuellen Diskussionen um den Islam als ‚Chance für Deutschland‘, wie sie 
auch im Zusammenhang mit der DIK geführt werden, stellen dabei lediglich eine 
Ergänzung, und eben keine Ablösung älterer Debatten dar. 

Die in Öffentlichkeit und Politik gepflegte verabsolutierte Gegenüberstel-
lung der Begriffe Politik und Islam ist allerdings selbst ein Problem zahlreicher 
Debatten. Das als schwierig gekennzeichnete Verhältnis von Politik und Islam 
suggeriert, man habe es hier mit zwei gegenüberstehenden und mitunter unbe-
weglichen Blöcken zu tun. Bei näherer Betrachtung stellt sich diese Metapher 
jedoch als wenig hilfreich heraus. Dies betrifft sowohl die Wahrnehmung der 
Politik, als auch die des Islam. Auch hier besteht gegenwärtig die Notwendig-
keit, sich den jeweiligen Konfliktthemen mit der gebotenen Differenzierung zu 
nähern. 
 
 
Zur Pluralität von Politik und Islam 
 
Ebenso wie das Christentum lässt sich auch der Islam nicht als homogene Reli-
gion beschreiben. Zwar gibt es seitens der Gläubigen eindeutige Bekenntnisse zu 
ihren jeweiligen Religionen. Geht eine Stellungnahme zur Religion allerdings 
über das bloße Bekenntnis hinaus, zeigen sich schnell geografische, kulturelle, 
ethnische und religiöse Unterschiede hinsichtlich Auslegung und Praxis der 
Religion. Diese unterschiedlichen Auffassungen und Praktiken können nicht 
selten sogar zu weitreichenden Widersprüchen führen, die selbst innerhalb einer 
Religion nicht ohne weiteres aufzulösen sind. Gleichzeitig ist auch der innerreli-

                                                           
2  Die Wahrnehmung des Islam und seiner Integration als „Problem“ ist wiederum selbst Gegen-

stand der Forschung. So befassen sich einige Publikationen mit der täglich stattfindenden Islam-
feindlichkeit sowie mit der schwierigen Balance zwischen Islamkritik und Islamphobie. (Nau-
mann 2009; Schneiders 2009; Seidel 2003) 
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giöse Umgang mit der reellen Vielfalt höchst unterschiedlich und reicht von 
einem orthodoxen Fundamentalismus hin zu einer umfassenden Ambiguitätstole-
ranz. Für einen differenzierten Umgang mit dem Islam bedeutet dies, dass ‚der‘ 
Islam im Singular nicht existiert. (Vgl. auch Hartmann 2006) Dies gilt auch für 
den Islam in Deutschland. Zwar wird darauf hingewiesen, dass es aufgrund der 
großen Anzahl türkischer Migranten vermutlich kein anderes europäisches Land 
gibt, „in dem die muslimische Gemeinschaft so stark und so homogen ist“. 
(Caldwell 2009) Getrennt vom Vergleich muss jedoch auch für Deutschland von 
einer überaus heterogenen muslimischen Gemeinschaft gesprochen werden. 
Ausdruck dieser Vielfalt sind die zahlreichen unterschiedlichen Netzwerke, Or-
ganisationen und Verbände, die teils eigene politische und religiöse Ziele verfol-
gen. Diese islamischen Interessengruppen eint zwar die Notwendigkeit, dass 
Einflussstrukturen in der Aufnahmegesellschaft überhaupt erst aufgebaut werden 
müssen, bevor sie gepflegt und ausgebaut werden können. Die Existenz der zahl-
reichen muslimischen Verbände und Dachverbände ist daher Resultat einer An-
passungsleistung der Muslime an die Gegebenheiten des politischen Systems der 
Aufnahmegesellschaft. Aber auch diese Anpassung wird von islamischen Orga-
nisationen in einem sehr unterschiedlichen Ausmaß vollzogen. So wie der mo-
derne Islam selbst über sehr unterschiedliche politische Strömungen und religiö-
se Ausrichtungen verfügt, (Meier 1995) so verfolgen auch die unterschiedlichen 
islamischen Organisationen in den nicht-islamischen Staaten höchst unterschied-
liche religiöse und politische Ziele. Hinzu kommt, dass nicht nur zwischen den 
islamischen Verbänden eine große Interessenvielfalt herrscht, sondern auch in-
nerhalb der Verbände selbst. Sie entwickeln darüber hinaus sehr unterschiedliche 
Strategien in Bezug auf die vorgefundenen oder neu formulierten Bedingungen 
der Aufnahmegesellschaft. (Tezcan 2003: 247-248) Die Problematik der Abbil-
dung ‚innerislamischer Vielfalt‘ lässt sich derzeit insbesondere am Beispiel der 
Islamischen Studien ablesen. Nach dem Plädoyer des Wissenschaftsrates, theo-
logisch orientierte Islamische Studien an deutschen Hochschulen aufzubauen, ist 
eine Diskussion darüber entbrannt, wie beispielsweise Universitäten mit dem 
innerislamischen Pluralismus umgehen können bzw. sollten. Der innovative Vor-
schlag des Wissenschaftsrates, sog. Beiräte für Islamische Studien einzurichten, 
wirft allerdings auch bislang unbeantwortete Fragen auf: Welche islamischen 
Organisationen können mit welchen Kompetenzen in den Beiräten mitarbeiten 
und wie können etwaige Entscheidungen auch nicht beteiligten islamischen 
Gruppen vermittelt werden? Wenngleich diese Fragen derzeit noch diskutiert 
werden – sollten sich diese Beiräte durchsetzen, könnte in der Tat von einer 
materiellen Neuerung gesprochen werden, die weit über eine symbolische Ein-
beziehung islamischer Organisationen hinaus ginge.  
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Das Beispiel der Einrichtung von Beiräten zeigt aber auch, dass es nicht al-
lein von der Verständigung der islamischen Interessen untereinander abhängt, ob 
es zu solch einer materiellen Neuerung kommt. Auch die unterschiedlichen Inte-
ressen der Funktions- und Entscheidungsträger in der Politik müssen berücksich-
tigt werden. Denn ebenso wenig, wie die Darstellung des Islam als homogene 
Religion unzutreffend ist, erscheint ein undifferenzierter Umgang mit dem Be-
griff Politik hilfreich. Denn was konkret unter ‚der‘ Politik verstanden werden 
kann, bleibt häufig offen bzw. strittig. Denn wenn Politik beispielsweise als die 
Durchsetzung des öffentlichen Interesses bezeichnet wird, bleibt immer noch die 
Frage, worin dieses Interesse besteht und was allgemeinverbindlich von wem 
und wie zu entscheiden ist. Hier zeigt sich, dass die Gegenstandsbereiche und die 
Reichweite des Politischen in besonderem Maße von Raum, Zeit und Kultur 
abhängig sind. Zusätzlich variieren Form (polity), Prozess (politics) und Inhalt 
(policy) der Politik. Daraus resultieren eine Vielzahl alltäglicher und wissen-
schaftlicher Politikbegriffe sowie verschiedenartigste wissenschaftliche Klassifi-
kationsmöglichkeiten. (Schultze 2005) Vor dem Hintergrund der Pluralität von 
Wert- und Ordnungsvorstellungen wurde Politik auch als „Möglichkeit kollekti-
ven Handelns bei nicht vorauszusetzendem Konsens“ (Scharpf 1973: 33) be-
zeichnet. Diese Feststellung hinsichtlich der Pluralität von Politik ist daher auch 
für die Beschreibung und Untersuchung des Verhältnisses von Politik und Islam 
grundlegend. Denn erstens divergiert die (Wert-)Vorstellung der politischen 
Akteure bezüglich des Umgangs mit dem Islam deutlich. „Moderne, komplexe 
Gesellschaften sind durch die Erkenntnisfortschritte der Wissenschaften, die 
Expansion eines globalen Marktkapitalismus und die mobilitätsbedingt beschleu-
nigte Pluralisierung der Glaubenswelten, Wertvorstellungen und Lebensweisen 
der Bürger in den letzten Jahren verstärkt mit harten ethischen Grundlagenkon-
flikten konfrontiert.“ (Graf 2006: 66). Auf diese Konflikte, die sich derzeit ins-
besondere auf den Islam in Deutschland beziehen, reagiert die Politik höchst 
unterschiedlich. Und zweitens findet der Dialog zwischen Politik und Islam auf 
sehr unterschiedlichen kommunalen, Länder- und Bundesebenen statt, was eine 
Spezifizierung der Begriffe Politik und Islam notwendig macht.  
 
 
4 Zum Aufbau des Buches 
 
Insgesamt zeigt sich also, dass in das Verhältnis von Politik und Islam deutlich 
Bewegung gekommen ist. Bevor es allerdings zu einer Bewertung der Neuerun-
gen kommen kann, ist eine wissenschaftliche Beschreibung des Verhältnisses 
von Politik und Islam in Deutschland unerlässlich. Wenngleich der Idee für die-
ses Buch ein politikwissenschaftliches Interesse an diesem Gegenstand voraus-
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gegangen ist, bietet sich hinsichtlich der Komplexität und Vielschichtigkeit des 
Verhältnisses zwischen Politik und Islam eine interdisziplinäre Herangehenswei-
se an. Zwar interessiert aus politikwissenschaftlicher Sicht unter anderem der 
Aspekt der politischen Steuerung mit dem Ziel der Integration des muslimischen 
Teils der Bevölkerung. Aber auch andere Disziplinen können zur Beantwortung 
der oben aufgeführten Fragen einen sinnvollen Beitrag leisten. Darüber hinaus 
erschien es geboten, integrationspolitische „Praktiker“ zu Wort kommen zu las-
sen, die zwar auf der Grundlage, aber eben auch jenseits akademischer Debatten 
das Politikfeld beobachten und gestalten.  

Vor dem Hintergrund der Befunde der Literaturstudie sowie den Resultaten 
der eingangs erwähnten Fachtagung wurde eine dreiteilige Gliederung des Buches 
vorgenommen. Der erste Teil des Buches beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit 
den maßgeblichen Akteuren, die in diesem Politikfeld agieren. Reinhard Busch 
und Gabriel Goltz befassen sich daher zunächst mit der politischen Dimension 
des Islamdialogs und damit mit den politischen Akteuren auf der Bundesebene. 
Am Bespiel der Deutschen Islam Konferenz, die maßgebliche Impulse für die 
gegenwärtige Debatte setzte, beschreiben sie die Bedeutung dieses ‚Übergangs-
formates‘ für die Kommunikation zwischen Staat und Muslimen in Deutschland. 
Darauf aufbauend widmet sich der Beitrag von Kerstin Rosenow und Matthias 
Kortmann den muslimischen Dachverbänden. Ihnen kommt insbesondere vor 
dem Hintergrund der oben beschriebenen Veränderungen eine immer bedeutende-
re Rolle zu. Daher sollen hier die Reaktionen der muslimischen Verbände auf den 
Wandel des politischen Islamdiskurses nachvollzogen werden. Da bei dem Auf-
einandertreffen der Akteure aus Politik und Islam immer wieder und offenbar 
notwendig die Frage nach einem einheitlichen islamischen Ansprechpartner auf-
kommt, geht es im Artikel von Raida Chbib und auf der Grundlage quantitativer 
Erhebungen um die Repräsentationsfrage sowie die damit zusammenhängende 
muslimische Binnenvielfalt. Levent Tezcan greift als ehemaliger Teilnehmer der 
DIK schließlich die bedeutende Frage der Repräsentation des Islam auf und zeigt, 
wie dieses Problem am Beispiel der ersten Phase der DIK und im Kontext unter-
stellter bzw. tatsächlicher Loyalitätskonflikte operationalisiert wurde.  

Der zweite Teil des Buches beschäftigt sich in erster Linie mit den Inhalten, 
d.h. den relevanten Themen, die im Verhältnis von Politik und Islam gegenwär-
tig diskutiert werden. Die hier behandelten Bereiche erheben zwar einerseits 
nicht den Anspruch, sämtliche gesellschaftspolitisch relevanten Probleme anzu-
sprechen. Gleichwohl wird behauptet, dass es sich hierbei um zentrale Konflikt-
felder in der Bundesrepublik Deutschland handelt. Daher geht es in dem Beitrag 
von Heiner Bielefeldt auch zunächst um eine ‚entgleisende Islamkritik‘, die sich 
anhand zahlreicher Inhalte feststellen lässt. Bielefeldt wirft dabei die Fragen auf, 
wo eigentlich die Grenze zwischen religionskritischer Aufklärung und kultur-
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kämpferischer Spaltung der Gesellschaft verläuft und wann eine Islamkritik im 
Namen der Integration ihrerseits zum Integrationshindernis wird. Haci-Halil 
Uslucan geht es im Hinblick auf muslimische Migranten in Deutschland um die 
Frage, ob und inwieweit Religionen sozialintegrative Funktionen haben. Vor 
dem Hintergrund pädagogisch-psychologischer sowie integrationspolitischer 
Ansätze diskutiert er einen in Niedersachsen gestarteten Schulversuch zum Isla-
mischen Religionsunterricht und stellt dazu längsschnittliche Daten von Schüler- 
und Elternbefragungen vor. Neben dem Religionsunterricht hat auch die Diskus-
sion um Parallelgesellschaften und Ghettoisierung das Verhältnis von Politik und 
Islam wesentlich geprägt. Daher diskutiert Norbert Gestring den Zusammenhang 
zwischen der residentiellen Segregation von muslimischen Migranten in deut-
schen Städten und der Entstehung von Parallelgesellschaften. Einem gleicherma-
ßen bedeutenden, jedoch sozialwissenschaftlich häufig vernachlässigten Thema 
widmen sich Claudia Diehl und Matthias Koenig. Auf der Basis aktueller Daten 
wird hier der Zusammenhang von islamischer Religiosität und Geschlechter-
gleichheit explizit. 

Die Beiträge des dritten Teils dieses Buches fungieren auf Basis der bis da-
hin erzielten Ergebnisse als Reflexionen. Diese Reflexionen sollen – der bereits 
erwähnten Vielschichtigkeit des Themas Rechnung tragend – auf sehr unter-
schiedlichen Ebenen stattfinden. Andreas Blätte befasst sich zunächst aus einer 
theoretischen Perspektive mit der aus politikwissenschaftlicher Sicht überaus 
relevanten Frage, inwieweit staatliche Maßnahmen die Strukturierung des Feldes 
der islamischen Verbände beeinflussen. Im Unterschied zu der Beschreibung der 
Gestaltungsmöglichkeiten einer staatlichen Islampolitik fragt Mounir Azzaoui 
nach den Perspektiven islamischer Verbände und Organisationen. Dabei be-
schreibt er die Hindernisse auf dem Weg zur Anerkennung muslimischer Reli-
gionsgemeinschaften vor dem Hintergrund seiner eigenen Verbands- und Bera-
tungstätigkeit. Dirk Halm und Hendrik Meyer fassen in ihrem Beitrag zur Inklu-
sion des Islam in die deutsche Gesellschaft nicht nur die wichtigsten Ergebnisse 
der übrigen Beiträge zusammen. Vielmehr werden die einzelnen Befunde heran-
gezogen, um erstens nach den strukturellen politischen Bedingungen zu fragen, 
um die Inklusionsvoraussetzungen für den Islam zu verbessern. Zweitens werden 
die sich für die Politik- und Sozialwissenschaft ergebenden zukünftigen Aufga-
ben unter Rückgriff auf die Beiträge nochmal pointiert herausgestellt. Der letzte 
Beitrag von Hendrik Meyer und Klaus Schubert nimmt die Befunde des Buches 
schließlich zum Anlass, die beschriebene Vielfalt weniger als Problem, sondern 
als Potential für eine Integrationspolitik zu beschreiben. Das Verhältnis von 
Politik und Islam wird als Anwendungsbeispiel diskutiert, aus dem auch Rück-
schlüsse für andere Politik- und Gesellschaftsbereiche gezogen werden können. 
Angesichts der in Teilen von Politik und Öffentlichkeit heftig umstrittenen Kon-
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fliktthemen in Bezug auf den Islam in Deutschland steht dieser Beitrag – aber 
auch das Buch insgesamt – zusätzlich für den Versuch, weiter zu einer Versach-
lichung der Debatten beizutragen. 
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Deutschland ist in den letzten Jahrzehnten vor allem durch Zuwanderer aus mus-
limisch geprägten Herkunftsstaaten religiös und kulturell vielfältiger geworden. 
Mittlerweile leben in Deutschland ca. vier Millionen Muslime, das sind ungefähr 
fünf Prozent der Bevölkerung. Knapp die Hälfte von ihnen hat bereits die deut-
sche Staatsangehörigkeit. (Vgl. Haug/Müssig/Stichs 2009: 11) 

Vor diesem Hintergrund berief der damalige Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble am 27. September 2006 die Deutsche Islam Konferenz ein. Zuvor 
hatte am 14. Juni 2006 auf Einladung der Bundeskanzlerin der Nationale Integra-
tionsgipfel stattgefunden. Während letzterer sich mit den alle Zuwanderer betref-
fenden Fragen der Integration beschäftigt, bietet die Islamkonferenz ein besonde-
res Forum für die Erörterung der sich spezifisch im Zusammenhang mit in 
Deutschland lebenden Muslimen stellenden Fragen. Sie ist ein langfristig ange-
legter, institutionalisierter und strukturierter Kommunikationsprozess, an dem 
Vertreter von Bund, Ländern und Kommunen sowie Muslime in der Vielfalt 
muslimisch geprägten Lebens in Deutschland teilnehmen. Die Konferenz ist 
keine Vertretung der Muslime in einem „religionsgemeinschaftlichen“ Sinne. 

Die Islamkonferenz, deren Leitmotiv „Muslime in Deutschland – deutsche 
Muslime“ lautet, verfolgt dabei die Ziele, sowohl die religionsrechtliche als auch 
die gesellschaftliche Integration der Muslime in Deutschland zu verbessern. Der 
Begriff der religionsrechtlichen Integration umfasst dabei die Teilhabe der Mus-
lime und ihrer Organisationen an Formen der Kooperation, die sich aus dem deut-
schen Religionsverfassungsrecht ergeben. Gesellschaftliche Integration meint 
hingegen den gesellschaftlichen Zusammenhalt auf der Grundlage des Grundge-
setzes und seiner Werteordnung. Förderung gesellschaftlicher Integration heißt 
daher auch, gesellschaftlicher Polarisierung entgegenzuwirken und letztlich auch 
Extremismus zu verhindern, bevor er entsteht. Dabei wird die eine Form der In-
tegration nicht als Voraussetzung der anderen aufgefasst. Die Islamkonferenz hat 

                                                           
1  Der vorliegende Beitrag gibt die persönliche Auffassung der Verfasser wieder. 
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das Ziel, die Prozesse der religionsrechtlichen und der gesellschaftlichen Integra-
tion gleichzeitig zu fördern, da sie sich gegenseitig bedingen und unterstützen. 

Am 25. Juni 2009 fand das vierte und letzte Plenum der Islamkonferenz in 
der 16. Legislaturperiode statt. Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP 
für die aktuelle Legislaturperiode wurde die Fortsetzung der Islamkonferenz 
beschlossen: 
 

„Die Deutsche Islam Konferenz (DIK) hat dazu geführt, dass neben einem den reli-
giösen Gemeinschaften vorbehaltenen interreligiösen Dialog ein Prozess der Annä-
herung muslimischer Bevölkerungsteile Deutschlands an das deutsche Religionsver-
fassungsrecht begonnen hat. Diesen Prozess gilt es zu befördern und daher wollen 
wir die DIK als wichtigstes Forum zwischen dem deutschen Staat und den in 
Deutschland lebenden Muslimen fortsetzen.“ (CDU/CSU/FDP 2009: 94) 

 
Die Islamkonferenz ist in ihrer zweiten Phase stärker praktisch ausgerichtet. 
Daher hat es Modifikationen in ihrer Zusammensetzung und Struktur gegeben. In 
umfangreichen Vorgesprächen mit den bisherigen sowie den neu zu beteiligen-
den staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren wurde von Januar bis Mai 2010 ein 
Arbeitsprogramm erarbeitet. Am 17. Mai 2010 berief Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière schließlich das erste Plenum der Islamkonferenz in der aktuel-
len Legislaturperiode ein, auf welchem das Arbeitsprogramm verabschiedet 
wurde. Es bildet nun die Grundlage der Islamkonferenz in ihrer aktuellen Phase. 
(Vgl. DIK 2010)  
 

 
1 Struktur und Zusammensetzung der Deutschen Islam Konferenz 
 
Die Islamkonferenz wird federführend vom Bundesministerium des Innern 
(BMI) betreut, das für die Beziehungen zu den religiösen Gemeinschaften in 
Deutschland auf der Ebene des Bundes verantwortlich ist.  
 
a) Phase I: Ein breit angelegtes Kommunikationsformat wird geschaffen 
 
In der 16. Legislaturperiode tagte die Konferenz auf zwei Ebenen, dem Plenum 
sowie drei darunter angesiedelten Arbeitsgruppen und einem Gesprächskreis. 
Während das Plenum ca. einmal pro Jahr zusammentrat, tagten die Arbeitsgrup-
pen und der Gesprächskreis alle zwei Monate. Das Plenum war dabei das politi-
sche Steuerungsinstrument. Es beauftragte die Arbeitsgremien, sich bestimmten 
Themen zu widmen, und beschloss die zu den jeweiligen Themen erarbeiteten 
Schlussfolgerungen, Empfehlungen oder Handreichungen. Um den nicht ab-
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schließenden Charakter der Gespräche zu verdeutlichen, hießen die durch das 
Plenum verabschiedeten Ergebnisse „Zwischenresümees“. 

Das Plenum, dessen Vorsitz der Bundesminister des Innern führte, setzte 
sich aus 30 Mitgliedern, 15 staatlichen und 15 muslimischen Mitgliedern zu-
sammen. Auf staatlicher Seite waren fachlich zuständige Bundesministerien, auf 
Länderebene die zuständigen Länderfachministerkonferenzen – Kultusminister-
konferenz und Innenministerkonferenz – sowie auf kommunaler Ebene die drei 
kommunalen Spitzenverbände vertreten. 

Schwieriger gestaltete sich die Zusammensetzung des Plenums auf musli-
mischer Seite, da eine etablierte Repräsentanz von Muslimen in Deutschland bis-
her nicht existiert. Ausgangslage war, dass ca. 20 Prozent der Muslime in 
Deutschland in religiösen Vereinen organisiert sind und etwas weniger als 25 
Prozent der Muslime Deutschlands sich von den islamischen Dach- und Bundes-
verbänden, die letztlich in die Islamkonferenz berufen wurden, vollständig ver-
treten fühlen. (Vgl. DIK 2010: 167ff.; Stichs/Haug/Müssig 2010) Es bestand also 
– und besteht weiterhin – eine „Lücke“ zwischen der Vertretungsleistung beste-
hender Organisationen und dem hohen Anteil von Muslimen in Deutschland, die 
religionspolitische Forderungen gegenüber dem Staat erheben, die zugleich eine 
selbstorganisierte Repräsentanz notwendig machen. So fordern z.B. ca. 75 Pro-
zent der befragten Muslime die Einführung islamischen Religionsunterrichts. 
(Vgl. Stichs/Haug/Müssig 2009: 187) Zugleich beeinflusst eine Vielzahl von 
muslimischen Akteuren des Wissenschafts- und Bildungsbereichs sowie der 
Zivilgesellschaft und der Medien, die nicht in den bestehenden islamischen 
Dach- und Spitzenverbänden organisiert sind, muslimisches Leben in Deutsch-
land. Es war also ein breit angelegtes, über die bestehenden Organisationen hi-
nausgehendes Format erforderlich, um dem aktuellen Prozess muslimischer 
Selbstorganisation und Selbstartikulation gerecht zu werden. Eine Struktur war 
zu schaffen, die den Übergangscharakter verdeutlicht und so wenig wie möglich 
in den Prozess der Selbstorganisation der Muslime, der noch nicht „abgeschlos-
sen“ ist, eingreift. 

Angesichts des Ziels der Islamkonferenz, ein möglichst breites Spektrum 
muslimischen Lebens in Deutschland einzubeziehen und zu erreichen, wurden 
daher nicht nur Vertreter bestehender islamischer Dach- und Spitzenorganisatio-
nen, sondern auch muslimische „Einzelpersönlichkeiten“ beziehungsweise Ein-
zelpersonen – also Vertreter einer muslimisch geprägten Zivilgesellschaft, mus-
limische Publizisten, Multiplikatoren – in das Plenum der Islamkonferenz beru-
fen. Insgesamt wurden schließlich zehn muslimische Einzelpersonen, vormals 
z.T. unscharf als „Nicht-Organisierte“ bezeichnet, zur Teilnahme an der Konfe-
renz geladen sowie Vertreter folgender fünf Organisationen: „Türkisch-Isla-
mische Union der Anstalt für Religion e.V.“ (DITIB), „Islamrat für die Bundes-
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republik Deutschland e.V.“ (IRD), „Verband der Islamischen Kulturzentren 
e.V.“ (VIKZ), „Zentralrat der Muslime in Deutschland e.V.“ (ZMD) sowie die 
„Alevitische Gemeinde Deutschland e.V.“ (AABF).2 2007 haben DITIB, IRD, 
VIKZ und ZMD auf der Grundlage einer Geschäftsordnung ihre Zusammenar-
beit unter dem Namen „Koordinationsrat der Muslime“ (KRM) institutionali-
siert, an der Islamkonferenz nahmen sie jedoch weiterhin als eigenständige Or-
ganisationen teil. 

An den drei Arbeitsgruppen und dem Gesprächskreis waren neben den zehn 
muslimischen Einzelpersonen die Arbeitsebene der im Plenum vertretenen Insti-
tutionen und Organisationen sowie zahlreiche weitere Fachleute u.a. aus der 
Wissenschaft beteiligt. Inhaltlich wirkten insgesamt über 100 Personen am Pro-
zess der Islamkonferenz in der 16. Legislaturperiode unmittelbar mit. 
 
b) Phase II: Mehr Effizienz und Flexibilität durch Veränderungen in der Struktur 
sowie Anpassung der Zusammensetzung an veränderte Rahmenbedingungen 
 
Im Zuge der internen Evaluierung der Islamkonferenz im BMI im Herbst 2009 
wurde insbesondere die in vier Gremien aufgeteilte Arbeitsebene unterhalb des 
Plenums als veränderungsbedürftig angesehen. Zum einen wurde der fehlende 
Austausch zwischen den Arbeitsgruppen bemängelt, was nicht selten zu Doppe-
lungen in der Bearbeitung von Themen geführt hatte. Zum anderen beeinträch-
tigte die feste Mitgliederstruktur zuweilen die thematische Flexibilität der Ar-
beitsgruppen und die hohe Anzahl an Mitgliedern gelegentlich ihre Effizienz. 

In der Konzeption der zweiten Phase der Islamkonferenz wurde das Plenum 
als höchstes Organ und politisches Steuerungsinstrument beibehalten, das ca. 
einmal pro Jahr zusammenkommt. Anstelle der vier parallel tagenden Arbeits-
gremien wurde hingegen ein einheitlicher Vorbereitungsausschuss geschaffen, 
der das Plenum auf Arbeitsebene widerspiegelt und alle zwei bis drei Monate 
zusammentritt. Der Vorbereitungsausschuss richtet zudem personell und thema-
tisch flexible Projekt- und Arbeitsgruppen mit konkreten Aufträgen ein und löst 
diese nach deren Erledigung wieder auf. Die Einbindung externer Fachleute 

                                                           
2  Die Islamkonferenz verfolgt einen inklusiven Ansatz. Das heißt, IRD und ZMD wurden an der 

Islamkonferenz beteiligt, obgleich Verfassungsschutzberichte des Bundes und der Länder Unter-
organisationen dieser Verbände erwähnen. Davon unbeschadet werden, solange Anhaltspunkte 
für extremistische Bestrebungen bestehen, diese auch weiterhin von den Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder beobachtet. Grundsätzlich gilt der inklusive Ansatz auch für 
die zweite Phase der Islamkonferenz. Dem IRD wurde nicht aufgrund extremistischer Bestre-
bungen, sondern aufgrund laufender Ermittlungsverfahren gegen seine größte Mitgliedsorganisa-
tion IGMG eine ruhende Mitgliedschaft angeboten. Der ZMD hingegen war weiterhin eingela-
den, an der Islamkonferenz teilzunehmen, hat jedoch selbst darauf verzichtet (s.u.). 


